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►AKTUELL: ORT FÜR INNERGEMEINSCHAFTLICHE ELEKTRONISCHE DIENSTLEISTUNGEN AB 2015 

Um die EU-Grundfreiheiten zu gewährleisten, muss 
es für den Käufer einer Ware oder den Empfänger 
einer Dienstleistung unerheblich sein, in welchem 
Mitgliedstaat der Anbieter sitzt. Bei unterschiedli-
chen Umsatzsteuersätzen darf es folglich nicht dazu 
kommen, dass Anbieter aus Mitgliedstaaten mit ho-
hen Steuersätzen im Nachteil sind und umgekehrt. 
Bereits lange umgesetzt ist dieses Prinzip bei Liefe-
rungen. Seit 2010 werden auch Dienstleistungen 
(umsatzsteuerrechtlich „sonstige Leistungen“) beim 
Empfänger besteuert, zunächst allerdings grundsätz-
lich nur, soweit der Empfänger Unternehmer ist, 
indem dieser dann Umsatzsteuerschuldner wird. 
Ab dem 01.01.2015 werden bestimmte elektronische 
Dienstleistungen, konkret Telekommunikations-
dienstleistungen, Rundfunk- und Fernsehdienstleis-
tungen sowie elektronisch erbrachte Dienstleistun-
gen, im Empfängerland besteuert, und zwar auch 
wenn der Empfänger Verbraucher ist. Gerade bei 

den elektronisch erbrachten Dienstleistungen ist eine 
Vielzahl moderner Unternehmen betroffen, die zwar 
international Leistungen für Privatkunden erbrin-
gen, z. B. durch Software-Downloads, jedoch selbst 
nicht in den Ländern ihrer Leistungsempfänger prä-
sent sind. Da man Verbraucher nicht zu Schuldnern 
der Umsatzsteuer machen kann, wie dies bei Unter-
nehmern als Kunden praktiziert wird, muss es auf 
anderem Weg zur Anwendung des aus Empfänger-
sicht zutreffenden Steuersatzes kommen. Gelöst 
wird dies durch die im deutschen Steuerrecht erst 
noch neu zu schaffende Möglichkeit, die Umsatz-
steuer für alle Mitgliedstaaten im Sitzstaat des Leis-
tungserbringers anzumelden und zu bezahlen. 
Insgesamt ergibt sich erheblicher Handlungsbedarf 
für Gesetzgeber und Verwaltung bei der zügigen 
Umsetzung der EU-Regelungen sowie natürlich für 
die Unternehmen bei der Preiskommunikation, 
Rechnungsstellung und Umsatzbesteuerung. 

►FÄLLIGKEITSTERMINE STEUERN UND SOZIALVERSICHERUNG MAI UND JUNI 2014 
 

S T E U E R A R T F Ä L L I G K E I T 

Lohnsteuer, Kirchensteuer, Solidaritätszuschlag1 12.05.2014 10.06.2014 

Einkommensteuer, Kirchensteuer, Solidaritätszuschlag – 10.06.2014 

Körperschaftsteuer, Solidaritätszuschlag – 10.06.2014 

Umsatzsteuer2 12.05.2014 10.06.2014 

Umsatzsteuer-Sondervorauszahlung – – 

Ende der Schonfrist obiger Steuerarten3 15.05.2014 13.06.2014 

Gewerbesteuer 15.05.2014 – 

Grundsteuer 15.05.2014 – 

Ende der Schonfrist obiger Steuerarten3 19.05.2014 – 

Sozialversicherung4 27.05.2014 26.06.2014 

Kapitalertragsteuer, Solidaritätszuschlag Seit dem 01.01.2005 sind die Kapitalertragsteuer sowie der darauf entfallende 
Solidaritätszuschlag zeitgleich mit einer erfolgten Gewinnausschüttung an An-
teilseigner an das zuständige Finanzamt abzuführen. 

 

1 Für den abgelaufenen Monat; bei Vierteljahreszahlern nach Quartalsende für das abgelaufene Kalendervierteljahr. 
2 Für den abgelaufenen Monat; bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat; bei Vierteljahreszahlern nach Quartalsende (bei Dau-

erfristverlängerung einen Monat später) für das vorangegangene Kalendervierteljahr. 
3 Bei einer Säumnis der Zahlung bis zu drei Tagen werden keine Säumniszuschläge erhoben. Eine Überweisung muss so frühzeitig erfolgen, 

dass die Wertstellung auf dem Konto des Finanzamts am Tag der Fälligkeit erfolgt. Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, dass die 
Zahlung erst drei Tage nach Eingang des Schecks beim Finanzamt als erfolgt gilt. Die Schonfrist endet damit entsprechend früher. Es sollte 
stattdessen eine Einzugsermächtigung erteilt werden. 

4 Die Fälligkeitsregelungen der Sozialversicherungsbeiträge sind einheitlich auf den drittletzten Bankarbeitstag des laufenden Monats vor-
gezogen worden. Um Säumniszuschläge zu vermeiden, empfiehlt sich das Lastschriftverfahren. Bei allen Krankenkassen gilt ein einheitli-
cher Abgabetermin für die Beitragsnachweise. Diese müssen dann bis spätestens zwei Arbeitstage vor Fälligkeit an die jeweilige Einzugs-
stelle übermittelt werden. Wird die Lohnbuchführung durch extern Beauftragte erledigt, sollten die Lohn- und Gehaltsdaten etwa 10 Tage 
vor dem Fälligkeitstermin an den Beauftragten übermittelt werden. Dies gilt insbesondere, wenn die Fälligkeit auf einen Montag oder auf 
einen Tag nach Feiertagen fällt. 
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►UNTERNEHMER/BETEILIGUNGEN 

Zulagenunschädliches Ausscheiden von Wirt-
schaftsgütern während des Bindungszeitraums 
Im Fördergebiet (neue Bundesländer) ist die An-
schaffung oder Herstellung neuer beweglicher Wirt-
schaftsgüter des Anlagevermögens begünstigt. Eine 
Bedingung ist neben weiteren Voraussetzungen, 
dass sie von Beginn an ununterbrochen mindestens 
fünf Jahre innerhalb des Fördergebiets bleiben. 
Eine Ausnahme von dem fünfjährigen Bindungszeit-
raum wird nur zugelassen, wenn das Wirtschaftsgut 
während dieser Zeit durch unvorhergesehene und 
unabwendbare Ereignisse, wegen technischer Ab-
nutzung oder seines wirtschaftlichen Verbrauchs aus 
dem Betriebsvermögen ausscheidet. Diese Ausnah-
meregelung gilt nicht, wenn der gesamte Betrieb 
während des Fünfjahreszeitraums seine Eigenschaft 
als Betrieb des verarbeitenden Gewerbes im Förder-
gebiet verliert. In einem solchen Fall geht auch ein 
Anspruch auf die Investitionszulage für ein vorher 
aus anzuerkennenden Gründen aus dem Betrieb 
ausgeschiedenes Wirtschaftsgut verloren. 
Um den Anspruch auf eine Investitionszulage für 
Betriebe des verarbeitenden Gewerbes nicht zu ver-
lieren, ist eine zweistufige Prüfung vorzunehmen. 
Zunächst müssen für den Betrieb an sich die Förder-
voraussetzungen während des gesamten Bindungs-
zeitraums vorliegen. Erst danach ist zu prüfen, ob 
die Förderfähigkeit für ein Wirtschaftsgut wegen des 
vorzeitigen Ausscheidens aus dem Betriebsvermö-
gen erhalten bleibt. 

Pauschalsteuer für betrieblich veranlasste Zuwen-
dungen 
Für alle innerhalb eines Wirtschaftsjahres gewährten 
betrieblich veranlassten Zuwendungen ist unter be-
stimmten Voraussetzungen eine einheitliche Pau-
schalsteuer möglich. Solche Zuwendungen müssen 
zusätzlich zur ohnehin vereinbarten Leistung oder 
Gegenleistung erbracht werden, sie dürfen nicht in 
Geld bestehen und sie müssen durch einen Betrieb 
des Zuwendenden veranlasst sein. 
In einer hierzu ergangenen Entscheidung des Bun-
desfinanzhofs ging es um den Vorstandsvorsitzen-
den einer Aktiengesellschaft, der auf eigene Kosten 
anlässlich des Jubiläums der Gesellschaft eine Feier 
veranstaltet hatte. An dieser Feier nahmen sowohl 
Mitarbeiter als auch Kunden und Geschäftsfreunde 
der Gesellschaft teil. Nach Auffassung des Gerichts 
greift in einem solchen Fall die Pauschalierungsvor-
schrift nicht, weil das Tatbestandsmerkmal „betrieb-
lich veranlasst“ nicht erfüllt ist. Der Vorstandsvor-
sitzende selbst unterhält keinen eigenen Betrieb. 

► GRUNDSTÜCKSEIGENTÜMER/VERMIETER 

Photovoltaikanlage: Gebäudekosten als gemischte 
Aufwendungen 
Bei der Installation einer Photovoltaikanlage auf be-
reits bestehenden Gebäuden sind oft auch umfang-
reiche Dachsanierungen vorzunehmen. Der Bundes-
finanzhof hatte 2011 mit mehreren Urteilen ent-
schieden, dass für Zwecke des umsatzsteuerlichen 
Vorsteuerabzugs Aufwendungen für die Errichtung 
von Gebäuden anteilig dem Betrieb einer auf diesem 
Gebäude installierten Photovoltaikanlage zugerech-
net werden können. Jetzt war zu klären, ob die Sa-
nierungskosten zumindest anteilig als Betriebsaus-
gaben für den Gewerbebetrieb Photovoltaikanlage 
geltend gemacht werden können. 
Ein Ehemann hatte auf dem Dach zweier Hallen je-
weils eine Photovoltaikanlage installiert und Strom 
in das öffentliche Netz eingespeist. Die Einspeisever-
gütungen hatte er als gewerbliche Einkünfte erfasst. 
Die Hallen selbst hatte er zu einem geringen Miet-
zins an seine Ehefrau überlassen, die darin eine 
Pferdepension und eine Mutterkuhherde betrieb. 
Wegen fehlender Überschusserzielungsabsicht er-
kannte das Finanzamt die Vermietung der beiden 
Hallen nicht an. Es berücksichtigte die Hallenkosten 
weder als Werbungskosten bei den Einkünften aus 
Vermietung und Verpachtung noch (anteilig) als Be-
triebsausgaben bei der Ermittlung der gewerblichen 
Einkünfte aus dem Betrieb der Photovoltaikanlage. 
Der Bundesfinanzhof bestätigte diese rechtliche Be-
handlung. Die Photovoltaikanlagen und die Hallen 
sind jeweils eigenständige Wirtschaftsgüter und ge-
hören nicht (auch nicht teilweise) zum Betriebsver-
mögen des Betriebs Stromerzeugung. Die Benutzung 
der Hallen als Fundament für die Solaranlagen kann 
auch nicht dazu führen, dass ein Teil der Hallenkos-
ten bei der Ermittlung der gewerblichen Einkünfte 
als sog. Aufwandseinlage berücksichtigt wird. Denn 
die Aufwendungen lassen sich nicht nachvollziehbar 
zwischen der privaten Hallennutzung und der ge-
werblichen Hallen(dach)nutzung aufteilen. 
Hinweis: Das Finanzgericht München ist der Auffas-
sung, die Dachkonstruktion gehöre nicht zur Photo-
voltaikanlage, sondern zum Gebäude, auf dem sie 
montiert ist. Werden aus statischen Gründen Spar-
ren zur Verstärkung der Dachfläche angebracht, sol-
len diese durch den Aufbau der Betriebsvorrichtung 
„Photovoltaikanlage" veranlassten Aufwendungen 
in vollem Umfang abzugsfähig sein. Hierzu muss die 
Entscheidung des Bundesfinanzhofs abgewartet 
werden. Im Hinblick auf das anhängige Verfahren 
sollten vergleichbare Fälle offengehalten werden. 
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Verwalter haftet bei unterlassener Bonitätsprüfung 
von Mietinteressenten 
Das Oberlandesgericht Düsseldorf hat festgestellt, 
dass der Verwalter von Mietwohnungen grundsätz-
lich vor Abschluss des Mietvertrags zur Bonitätsprü-
fung des neuen Mieters verpflichtet ist. 
Nach Auffassung des Gerichts ist die Auswahl des 
richtigen Mieters für den Wert einer Immobilie von 
entscheidender Bedeutung. Dieser wird wesentlich 
von der Nachhaltigkeit der Miete beeinflusst, die 
ihrerseits an der Laufzeit des Mietvertrags und ins-
besondere der Bonität des Mieters gemessen wird. 
Für die Bonitätsprüfung genügt jedoch nicht die 
Einholung einer Selbstauskunft des Mietinteressen-
ten. Vielmehr verlangt das Gericht eine Schufa-
Auskunft oder die Vorlage von Unterlagen des Steu-
erberaters. In dem entschiedenen Fall verneinte das 
Gericht jedoch eine Haftung des Verwalters, da der 
Vermieter in Kenntnis davon, dass die Bonität des 
Mietinteressenten nicht ausreichend geprüft war, 
dem Abschluss des Mietvertrags zugestimmt hatte. 

►UMSATZSTEUER 

Sicherungseinbehalt wegen Gewährleistungsan-
sprüchen im Bauhandwerk berechtigt Unterneh-
mer zur Umsatzsteuerberichtigung 
Die Umsatzsteuer entsteht im Regelfall mit Ablauf 
des Voranmeldungszeitraums, in dem die Leistung 
ausgeführt worden ist (sog. Sollbesteuerung). Ist das 
Entgelt für die Leistung uneinbringlich, kann der 
Unternehmer die Umsatzsteuer in dem Voranmel-
dungszeitraum berichtigen, in dem das Entgelt un-
einbringlich wird. Er soll im Ergebnis nur die Um-
satzsteuer an das Finanzamt bezahlen, die er auch 
tatsächlich von seinem Abnehmer erhält. 
Der Bundesfinanzhof hat entschieden, dass das Ent-
gelt auch dann uneinbringlich ist, soweit der Unter-
nehmer seinen Entgeltanspruch auf Grund eines ver-
traglichen Einbehalts zur Absicherung von Gewähr-
leistungsansprüchen „auf absehbare Zeit“ rechtlich 
oder tatsächlich nicht realisieren kann. Bei einem 
Zeitraum von zwei bis fünf Jahren sei erst recht von 
einer Uneinbringlichkeit im Zeitpunkt der Leis-
tungserbringung auszugehen. In diesem Fall ist der 
Unternehmer bereits für den Voranmeldungszeit-
raum der Leistungserbringung zur Steuerberichti-
gung berechtigt. Hinweis: Unternehmer müssen die 
Umsatzsteuer in diesen Fällen nicht mehr zu Guns-
ten der Staatskasse vorfinanzieren. 

Reverse-Charge-Verfahren bei Bauleistungen 
Das Bundesfinanzministerium (BMF) hat sich zur 
geänderten Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs 
(BFH) zum Übergang der Umsatzsteuerschuld auf 
den Leistungsempfänger („Reverse-Charge-Verfah-
ren“) bei Bauleistungen geäußert. 

Hintergrund: Nach dem Gesetz geht bei Bauleistun-
gen die Umsatzsteuerschuld des leistenden Bauun-
ternehmers auf den Auftraggeber über, wenn der 
Auftraggeber auch Bauleistungen erbringt. Der BFH 
hat dies jüngst eingeschränkt: Zu einem Übergang 
der Umsatzsteuerschuld auf den Auftraggeber (Leis-
tungsempfänger) soll es nur dann kommen, wenn 
der Auftraggeber die an ihn erbrachte Bauleistung 
seinerseits für Bauleistungen verwendet. Der BFH 
hat dabei in verschiedenen Punkten der bisherigen 
Auffassung der Finanzverwaltung widersprochen. 
Inhalt des nun ergangenen BMF-Schreibens: 
Das BMF schließt sich nun der neuen BFH-Recht-
sprechung insofern an, als der Auftraggeber die an 
ihn erbrachte Bauleistung seinerseits für eine eigene 
Bauleistung gegenüber seinem Kunden verwenden 
muss, damit die Umsatzsteuerschuld übergeht. 
Es bleibt damit bei der Umsatzsteuerschuld des leis-
tenden Bauunternehmers (Auftragnehmers), wenn 
der Auftraggeber lediglich Baumaterial liefert oder 
als Bauträger eigene Grundstücke bebaut/bebauen 
lässt und sie nach deren Fertigstellung verkauft. 
Entgegen der bisherigen Auffassung des BMF 
kommt es nun nicht mehr darauf an, wie groß der 
Anteil der vom Auftraggeber erbrachten Bauleistun-
gen an seinen Gesamtumsätzen ist: Denn bisher stell-
te die Finanzverwaltung auf eine nachhaltige Er-
bringung von Bauleistungen beim Auftraggeber ab. 
Diese sollte dann gegeben sein, wenn der Anteil der 
erbrachten Bauleistungen – gemessen am Gesamt-
umsatz – mehr als 10 % betrug. War dies der Fall, 
sollte der Auftraggeber die Umsatzsteuer schulden. 
Der leistende Bauunternehmer kann mit allen geeig-
neten Beweismitteln nachweisen, dass sein Auftrag-
geber Bauunternehmer ist und die Bauleistung sei-
nerseits für eine Bauleistung verwenden wird. 
Hinweis: Legt der Auftraggeber dem leistenden 
Bauunternehmer eine steuerliche Freistellungsbe-
scheinigung für Bauleistungen vor, ist dies dem BMF 
zufolge ein Indiz für die Verwendung im Rahmen 
einer eigenen Bauleistung und damit für den Über-
gang der Umsatzsteuerschuld auf den Auftraggeber. 
Will der leistende Bauunternehmer Risiken vermei-
den, sollte er sich vom Auftraggeber schriftlich ver-
sichern lassen, dass dieser seinerseits „die Leistung 
unmittelbar zur Erbringung einer Bauleistung 
i. S. des § 13b Abs. 2 Nr. 4 UStG verwendet.“ 
Auch bei Gebäudereinigungsarbeiten kommt es 
künftig darauf an, dass der Auftraggeber die an ihn 
erbrachte Gebäudereinigung seinerseits zur Erbrin-
gung von Gebäudereinigungsarbeiten verwendet. 
Dies kann angenommen werden, wenn der Auftrag-
geber dem leistenden Gebäudereiniger ein sog. „USt 
1 TG“-Formular vorlegt. 
Hinweise: Das neue BMF-Schreiben gilt für alle Fäl-
le, die ab dem 15.02.2014 ausgeführt werden. Um 
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eine Vielzahl von Rechnungsberichtigungen zu ver-
meiden, gilt für Altfälle eine Nichtbeanstandungsre-
gelung: Für Bauleistungen, die nach Veröffentli-
chung des dem Schreiben zugrundeliegenden BFH-
Urteils am 27.11.2013 und bis zum Tag der Veröf-
fentlichung des BMF-Schreibens ausgeführt wurden, 
wird es nicht beanstandet, diese anhand der bislang 
geltenden Verwaltungsauffassung abzuwickeln. 

►ARBEITGEBER/ARBEITNEHMER 

Steuerhinterziehung kann ordentliche Kündigung 
des Arbeitsverhältnisses rechtfertigen 
Steigert eine als Vorarbeiterin und Objektleiterin 
eingesetzte Arbeitnehmerin ihr Nettoeinkommen 
durch eine rechtswidrige Abrechnungspraxis, in 
dem sie dafür sorgt, dass ihre Arbeit über zwei auf 
geringfügiger Basis angestellte Mitarbeiter abge-
rechnet wird, die ihr das Geld später auszahlen, so 
rechtfertigt dies eine ordentliche Kündigung auch, 
wenn sie mit Kenntnis und Zustimmung ihres direk-
ten Vorgesetzten handelt. Die Schwere der Verfeh-
lung und die Vorbildfunktion der Arbeitnehmerin 
überwiegen in diesem Fall sogar langjährige Be-
triebszugehörigkeit, Schwerbehinderung und im Üb-
rigen beanstandungsfreie Tätigkeit. 
Das Urteil ist noch nicht rechtskräftig. 

►ALLE STEUERPFLICHTIGEN 

Steuerzahlungen: Längere Vorlaufzeiten für SEPA-
Lastschriften 
Die Finanzverwaltung macht darauf aufmerksam, 
dass es aufgrund der längeren Vorlaufzeiten für 
SEPA-Lastschriften zu höheren Belastungen auf dem 
Bankkonto der Steuerbürger kommen kann, obwohl 
Anträge fristgerecht vor dem Fälligkeitstag gestellt 
und bearbeitet worden sind. Dies kann unangeneh-
me Folgen haben. 
Beispiel 1: Gegen einen Einkommensteuerbescheid 
ist fristgerecht Einspruch eingelegt und für 100.000 € 
Aussetzung der Vollziehung zwei Tage vor dem Fäl-
ligkeitstermin gewährt worden. Wegen der Vorlauf-
zeiten für SEPA-Lastschriften bucht das Finanzamt 
den vollen Betrag ab. Die Korrektur erfolgt dann 
später durch das Finanzamt. 
Beispiel 2: Mit der Abgabe der Zusammenfassenden 
Meldung am 25. eines Monats wird versehentlich 
eine Umsatzsteuervoranmeldung mit 150.000 € 
Zahllast abgegeben. Die endgültige Voranmeldung 
wird am 6. des Folgemonats übertragen. Das Gutha-
ben beträgt aufgrund einer Anschaffung 50.000 €. 
Das Finanzamt wird die 150.000 € einziehen. 
Weitere Folgen hat dieses Verfahren auch auf Anträ-
ge auf Stundung, Erlass, Aussetzung der Vollzie-
hung und Herabsetzung von Vorauszahlungen. 
Hierfür werden nach Vorgaben der Finanzverwal-

tung zehn Arbeitstage Vorlauf benötigt, um Last-
schriften aufzuhalten. 
Hinweis: Diese Vorgehensweise ist für den pünktli-
chen Steuerzahler unbefriedigend. In krassen Fällen 
kann es zu Belastungen führen, die zur Überziehung 
der Konten kommen und (ggf. nicht abzugsfähige) 
Zinsen fällig werden, zumal die Finanzverwaltung 
für Rücküberweisungen auch mehrere Tage benö-
tigt. In Fällen großer Abweichungen wird der Steu-
erzahler in Abstimmung mit dem Kreditinstitut die 
Lastschrift zurückgehen lassen und die Zahlung des 
korrekten Betrags selbst vornehmen müssen. 

„Vorausgefüllte Steuererklärung“ 
Die Finanzverwaltung stellt für die Erledigung der 
Einkommensteuererklärung neuerdings die voraus-
gefüllte Steuererklärung zur Verfügung. Die Finanz-
verwaltung übermittelt hierbei die bereits im Fi-
nanzamt vorhandenen persönlichen steuerrelevan-
ten Daten auf elektronischem Wege. 
Bei der vorausgefüllten Steuererklärung handelt es 
sich im eigentlichen Sinn um eine Informationsmög-
lichkeit mit zusätzlicher Ausfüllhilfe. Sie wird den 
Bedarf an steuerlicher Beratung aber nicht verrin-
gern. Steuerzahler, die sich der Hilfe eines Steuerbe-
raters bedienen, können diesem ermöglichen, sich 
bereits vor Erstellung der Steuererklärung über die 
dem Finanzamt vorliegenden Daten zu informieren. 
Insbesondere bei den sich häufenden fehlerhaften 
Angaben (z. B. bei Rentenbezügen) kann der Steuer-
berater bereits im Vorfeld mit dem Datenübermittler 
(z. B. Arbeitgeber, Krankenversicherung) Fehler be-
reinigen. Durch Kenntnis der bei der Steuerverwal-
tung vorliegenden elektronischen Daten (eDaten) 
kann nachträglicher kostenintensiver Korrekturauf-
wand vermieden werden. 
Mit dem Einsatz der „vorausgefüllten Steuererklä-
rung“ ab 2014 werden folgende Informationen zur 
Verfügung gestellt: 
· Mitteilungen über den Bezug von Rentenleistun-

gen 
· Vom Arbeitgeber übermittelte Lohnsteuerbe-

scheinigungen 
· Beiträge zu Kranken- und Pflegeversicherungen 
· Vorsorgeaufwendungen in der Form z. B. von 

Riester- oder Rürup-Verträgen 
Weitere Informationen werden in den nächsten Jah-
ren hinzukommen. 
Hinweis: Es sollte mit dem Steuerberater abge-
stimmt werden, wie das Abholen der bei der Fi-
nanzverwaltung vorhandenen Daten durchgeführt 
werden soll. Die Steuerberaterkammern stellen den 
Steuerberatern dazu eine Vollmachtsdatenbank zur 
Verfügung, für die eine Vollmacht des Mandanten 
unerlässlich ist. 


